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Die deutsche Frage und ihre Lösung.
In diesemAugenblickdürfte die Lösung-derdeutschen

Frage die Aufmerksamkeit am meisten auf sichziehen.
Wir geben in unserer Wochenschall SIUC ZUIAMMEM
stellng der Dokumente, welche »denStandpunktbe-

zeichnen, den die Regierung in dieserFrageeingenom-
men hat; es ist, wie der Ministerprasrdentsich ansdruckt,
der Standpunkt, der nur das will, was im Augenblick
erreichbar ist. Dieses Erreichbare ist nach ihm uur die

Herstellungeines norddeutschenBundes, so daß für den

Augenblick keine Hoffnung vorhanden zu sein scheint, daß
aus der blutigen Saat ein geeinigtes Deutschland her-
vorgehe. Wir erkennen gern an, daß Graf Bismarck sich
die Zukunftfrei erhalten hat. Er hat sich in dieser Be-

ziehung Ungefährfolgendermaßengeäußert;»Diekönig-
liche Regirung hat sich die Grenze des Moghchenstellen
müssen, d« dessen«,fivas sicherringen laßtohne zu

große,unverhältnißmaßigeOpfer, und ohne die Zukunft
zu kompromittiren Das hattenwir aber gethan, wenn

wir über die unserer Politik jetzt gestellte Linie hinaus-
gegangen wären. Die Zusage aber, welchewir in dieser
Beziehung gegeben, müssenwir haltenund so vor allem
den Glauben an unser Wort befestigen. Wir glauben
aber auch nicht, daß es nützlichgewesenwäre jetzt weiter

zu gehen. Wir haben auch in der preußischenNe-

gierung so viel Ehrgetz, daß er eher»derMäßigungals

der Stirnulirung bedarf. Nach den Frcedenspkäliminakilen
Ist die Regelung der nationalen Beziehungendes süd-
dekltlchenBundes zu dem norddeutschell vorbehalten.
Sle Ist «alsonicht ausgeschlossenund die Art derselben
wird wesentlich davon abhängen,ob das Bediirfnißdazu
von Süddeutschlandsowohl in seinenRegierungen, wie

in seinen Völkerschaftenlebhafter empfunden wird, als

dsksgesemräkkigDer Fall ist, wo wir sehen, daß preu-

ßischeMilitärs, die sich jenseits der Demarkationslinie
zelgen, den Ausbrüchender Volkswuthausgesetztsind«

D sehr wir uns nun auch freuen, daß hier Graf Bis-
UWck selbstklar und deutlich die Bedeutung anerkennt,
Welche»d1eWünscheder Bevölkerungauf die Entschei-
dung uber das Schicksaleines Landes-habenmuß, so

glauben wir doch nicht, daß dieser Grund der bestim-
mende für die preußischeRegierung sein kann. Nicht
etwa, daß wir glauben, die Wünsche der Bevölkerung
verdienten keine solcheBerücksichtigung,irn Gegentheil,
wir haben stets den Satz vertheidigt,daß ein Volk selbst
über sein Geschickzu bestimmen hat; aber wir glauben
nicht, daß die Abneigung des süddentschenVolkes gegen
die Führungdes deutschenBundesstaates durch Preußen
so großist, daß sie allein eine T)eilung Deutschlands
rechtfertigenwürde. Mögen immerhin an einzelnen
Orten, wo die Bevölkerungdurch die im Kriege unver-

meidlichen Beliistigungeugereizt,oder vielleichtauch durch
fanatische Parteigänger angestachelt ist, solche Exzesse, wie
sie.- Graf Bismarck erwähnt, vorgekommen. sein, im

Ganzen zeigt sich in Süddeutschland der dringende
Wunsch, mit Norddeutschland vereint zu bleiben, ein
Wunsch, der so dringend ist, daß keine der dortigen Re-
gierungen es wagen dürfte, einem solchenPlane, wenn

Preußen ihn begünstigte,hindernd in den Weg zu treten.

Daß dieser Wunsch wirklich existirt und zwar in ganz
Süddeutschlandexistirt, das beweisen die wiederholten
Versammlungen, welche an allen Orten, sogar in
Münchenstattfinden, nnd dringend den Anschlußan den

norddeutschenBund mit preußischerFührung fordern.
Deßhalb müssen wir wohl den letzten Grund für

das Verzichten auf die volle Einheit Deutschlands sÜV
den Augenblickwo anders suchen, und es liegt Wohl iU
den Worten, daß die Ausführung jetzt »UUverhiilt-
Ui ßmäßi ge Opf er« kostenwürde. Darin können wir nur

die Hindeutung auf eine für diesen Fall vom Auslande,
also wohl von Frankreich, drohende Gefahr sehen. Aber

gerade diese Gefahr, die uns bei der Nachgiebigkeit,viel-

leichtnicht augenblicklich,aber darum doch nicht in ge-
ringeremMaße bedroht,enthältnach unserer Ansicht die

dringendeMahnung, so schnellwie möglichan die Her-
stellun· der vollen deutschenEinheit zu gehen- Ehe es

franzöischen und österreichischenJulriguen gelungen ist-
Süddeutschlandin eine direkt feindlicheStellung zu uns

zu bringen. »

Dann erst würde jener ersterwahnte Grund zur
Wahrheit werden, und es würden alsdann der Aus-



führungjenes Planes nicht nur die jetzt vom Auslande

drohenden Gefahren in unvermindertem Maße entgegen-
stehen, sondern es würde sich dazu noch der Widerstand
der süddentschenBevölkerung get-ellen,in welchem dann

gleichzeitigdas Ausland eine Stützezur Einmischung in·
die deutschenAngelegenheitenfinden würde.

s

Politische JEUchenicharn
Preußen.sDas Hauptereiguißder letzten Woche ist die That-

sache, daß die Regierungihren bestimmtenWillen über das

Schicksal der eroberten Lauder in Norddeutschland ausgesprochen
hat. Sie hat dies in einer königlichen Botschaft gethan, -

welche den beiden Häusern des Landtages durch den Minister-
präsidentenverkündet ist. Wir lassen diese Botschaft, den
daran geknüpftenGesetzeutwurf, dessen Annahme von beiden

Hfiusernbald zu erwarten steht, und die Motiven desselben
so gen:

Die königlicheBotschaft lautet: »Wir Wilhelm von

Gottes Gnaden König von Preußen thun kund und fiigen
hiermit zu wissen: Die Regierungen des KönigsreichsHan-
nover, des Kurfürsteuthums Hessen und des Herzogthums
Nassau, sowie die freie Stadt Frankfurt haben sich durch
ihre Theilnahme an dem feindseligen Jerhalten des ehema-
ligen Bundestages in offnen Kriegszustand mit Preußen
versetzt; sie haben sowohl die Neutralität, als das von

Preußen unter dem Versprechen der Garantie ihres Territo-

rialbestandes ihnen wiederholt und noch in letzter Stunde

angebotene Bündniß abgelehnt, haben an dem,Krieg Oester-
reichs mit Preußen thätig Antheil genommen und die Ent-

scheidung des Krieges über sich und ihre Länder angerufen;
diese Entscheidung ist nach Gottes Rathschluß gegen»sie aus-
gefallen; die politische Nothwendigkeitzwingt uns, ihnen die

Regierun sgewalt, deren sie durch das siegreicheVordringen
unseres geeres entkleidet sind, nicht wieder zu übertragen.
Die genannten Länder würden, falls sie ihre Selbstständig-
keit bewährten, vermögeihrer geographischeuLage bei einer

feindseligen oder auch nur zweifelhaften Stellung ihrer Re-

gierungen der preußischenPolitik und militärischenAktion

Schwierigkeitennnd Himmnisse bieten können,welcheweit über
das Maß ihrer thatsächlichenMacht nnd Bedeutung hinaus-
gehen. Nicht in dem Jerlangen nach Ländererwerb,sondern
in der Pflicht, unsere ererbten Staaten vor wiederkehrenden
Gefahren zu schützen,der nationalen NeugestaltungDeutsch-
lands eine breitete und festere Grundlage zu geben, liegt
für uns die Nothwendigkeit,das KönigreichHannover, das

KurfürstenthutnHessen, das Herzogthum Nassau und die

freie Stadt Frankfurt mit unserer Monarchie zu ver-

einigen. Wohl wissen wir, daß nur ein Theil der Bevöl-

kerung jener Staaten mit uns die Ueberzeugung von dieser
Nothwendigkeittheilt; wir achten und ehren die Gefühle der
Treue und Anhänglichkeit,welche die Bewohner derselben
an ihre bisherigen Fürstenhäuserund ihre selbstständigenpo-
litischen Einrichtungenknüpfen; allein wir vertrauen, daß
die lebendigeBetheiligungan der fortschreitendenEntwickelung
des nationalen Gemeinwesens in Verbindung mit einer

schonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlichkeitenden

unvermeidlichenUebergang in die neue größereGemeinschaft
erleichtern werde. Die beiden Häuser des Landtags fordern
wir auf, die zur beabsichtigtenVereinigung erforderliche ver-

fassungsmäßigeEintvilligung zu ertheilen, und lassen ihnen
zu diesem Behuf den beifolgenden Gesetzentwurf zugehen.«

«

Der Gesetzentwurf ist folgender: »Wir Wilhelm
von Gottes Gnaden, König von Preußen verordnen unter

Zustimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, was

folgt: §. 1. Wir übernehmenfür uns und unsere Nach-
folger auf Grund des Artikels 55 der Jerfassungs - Urkunde
für den preußischenStaat die Regierung über das König-
reich Hannover, das KurfiirstenthumHessen, das Herzogthum
Nassau uud die freie Stadt Frankfurt §. 2. Die desinitive
Regulirung der Beziehungen dieser Länder zu dem preußi-
schen Staatsgebiete auf Grund des Art. 2 der Verfassungs-
urkunde erfolgt mittelst besonderen Gesetzes §. Z. Das
Staatsministtrium wird mit der Ausführungdes gegenwär-
tigen Gesetzes beauftragt. UrkundlichIc. Zur Beglaubigungt
v. Bismarck.

Die Motive zu dem Gesetzeniwurf lauten:

»Die Regierungen des KönigreichsHanuover, des Kur-
fürstenthumsHessen und des Herzogthums Nassau, sowie die

freie Stadt Frankfurt haben, durch ihre beharrliche Ablehnung
der von Preußen vorgeschlagenenReform des Deutschen Bun-
des und durcb den offenen mit dem Zwecke der Vereitelung
derselben unteruounnenen Krieg bewiesen, daß auf ihre Mit-

wirkung zur Befriedigung der nationalen Bedürfnisseund be-

rechtigtenWünschedes deutschen Volkes nicht zu rechnen ist.
Sie haben damit ihren Fortbestand unmöglichgemacht, indem

sie gezeigt haben, daßderselbemit der Erreichung befriedigen-
der Zustände der deutschen Nation unvereinbar ist. Neben
dieser Unverträglichkeitmit einer Rekonstruktion Deutschlands
auf nationalen Grundlagen würdeder Fortbestand dieser
Staaten eine fortdauernde Gefahr für Preußen in sich
schließen. Die letzten Ereignisse haben gezeigt, wie groß die

Gefahr ist, indem Preußen sich genöthigt gesehen hat, im

Augenblickeeines, die ganze Kraft der Nation in Anspruch
nehmenden Krieges gegen eine ebenbürtigeGroßmacht, einen

bedeutenden Theil seiner Streitkräfte zur Okkupation jener,
es im Rücken und von der Seite bedrohten Länder zu ver-

wenden. Dieser Zustand darf nicht wiederkehren.Er muß
für immer beseitigt werden. Se. Majestät der König hat
sichdaher entschlossen,zur Sicherstellung der eigenen und der

übrigen deutschenLande von dem durch die Fügung der Vor-

sehung Ihm verliehenen Rechte Gebrauch zu machen und die

Regierung über die gegenwärtigvon preußischenTruppen
okkupirten nud in preußischerVerwaltung besindlichenTerrito-
rien des KönigreichsHannover, des KurfürstenthumsHessen,
des Herzogthums Nassau und der Stadt Frankfurt a. M.
mit ihrem Gebiet auf Grund des Art. 54 der Verfassung
zu übernehmen. Die HerzogthümerHolstein und Schleswig
hat Se. Majeftät der König bisher in gemeinsamemRecht
mit Sr. Majestät dem Kaiser von Oestreichauf Grund des
Wiener Vertrages v. 30. Okt. 1864 besessen. Nachdem Se.

Majestät der Kaiser sich bereit erklärt hat, alle ihm aus die-

sem Vertrage zustehendenRechte auf Se. Majestät den König
zu übertragen,wird Se. Majestät der König, sobald der

Friede mit Oestreichratisizirt sein wird, die Regierung auch
dieser beiden Herzogthümerdefinitiv übernehmen. Wenn die

nördlichenDistrikte des HerzogthumöSchleöwigin freier
Abstimmungden Wunsch aussprechensollten, mit dem König-
reich Dänemark vereinigt zu werden, lV wird Se. Majestät
der König diesem Wunsche stattgeben. Die individuellen
Verhältnisseund Besonderheitender neuerworbenen Lander
und Landestheile werden eine vielfacheBerücksichtigungek-

fordern, deren Tragweite sichnoch nicht übersehenläßt. Es

ist der Wille Sr. Majestät des Königs den wzrklichenBe-

dürfnissengerechtzu werden, und die billigen Rücksichtenauf
berechtigteEigenthümlichkeitenmit den Forderungendes all-

gemeinen Staatswohls und der Gerechtigkeit gegen alle seine
Unterthanen auszugleichen.Deshalb konnte die sofortige Auf-
nahme dieser Länder in das preußischeStaatsgebiet nicht er-

folgen, vielmehr muß es einer, hoffentlich nahen Zukunft



vorbehalten bleiben, die sämmtlichenunter der Herrschaftdes

KönigsbefindlichenLande in ein Ganzes zu vereinigen,so-
bald die neu erworbenen Länder durch das jetzt einzurichtende
Uebergangsstadiumdazu vorbereitet sein werden. Die dahin
zielenden Vorlagen werden, nach Maßgabedes Art. 2 der

Verfassungs-Urkunde,dem Landtage seiner Zeit gemacht
werden.«

»

Es ist also nicht die Absicht der RexLerungdie vollstän-
dige Einverleibungder vier genanntenStaatenssvglelcheEll--

treten zu lassen, obgleich diese vollstandigeVerschmelzungder

verschiedenenStaatsgebiete in ein einheitlichesGanze als das

Ziel der Bestrebungen ganz offen hingestelltwird. Hoffent-
lich wird dieser Uebergangszustandnicht lange währen.

Neben diesen Aktenstückenüber die Lösung der deutschen
(oder vielmehr norddeutschen)Frage liegt in dieserBeziehung
noch die Aeußerungvor, welche Gras Bismarck in der

Adreßkommission bei der Debatte·über dendieseFrage
betreffendenPassus gemachthat. Sie lautet im Wesentlichen
wie folgt: ,,Ueber die in der deutschen Politik zu erstre-
benden Ziele ist wenig Meinungsverschiedenheit,
weder zwischenden einzelnenAntragstellernder Adressen,noch
zwischen der Regierung und der

Landesvertretungji»
Es fragt

sich nur, auf welchemWege und mit welchen»itteln diese
Ziele sich erreichen lassen. Die königl.Regierung hat sich
die Grenze des Möglichen stellenmüssen, h.adessenwas

sich erringen läßt ohne zu große,unverhaltnißmaßigeOpfer
und ohne die Zukunft zu kompromittiren.
Zunächstkam es uns darauf an, dem neuen Bunde feste

Grundlagen zu geben. Jch glaube, daß sie um so weniger
fest ausfallen würden,je ausgedehnterderselbewäre; wir könn-
ten unmöglicheinem Staate wie Baiern solcheZumuthungen
stellen, wie wir sie im Norden jetzt erhebenmüssen. ie
erste dieser festen Grundlagen suchen wir in einem starken
Preußen, so zu sagen in einer starken Hausmacht des leiten-
den Staates, den wir deshalb in seinem direkten Besitz erheb-
lich verstärkthaben. Das Band des engeren Bundes, durch
das wir außerdemNorddeutschlandverknüpfenwollen, wird
dagegen so fest wie dieEinverlteibungnicht ausfallen. Jndesz
gab es, um der Wiederkehr solcher Dinge vorzubeugen,daß
befreundete oder verwandte ·Volksstämme,durch ihre Regie-
rungen genöthigt,uns im Ruckenunserer Heere entgegentke.
ten konnten, nur zwei oder eigentlichdrei Methoden. Die

eitle ist eben die Einverlelbung Und die Vollkommene

Verschmelzung mit Preußen, selbstbei widerstrebenderBevöl-
kerung, namentlich widerstrebendemBeamten- und Ofsizier-
stande, die sich durch ihre Treue an die früherenNegierungen
gebunden fühlen. Die Regierung denkt die Schwierigkeiten
derselben auf deutscheArt zu überwinden,durch Schonung
der Eigenthümlichkeitenund allmähligeEingewöhnungnicht,
wie es bei romanischenVölkernüblichist, mit einem Schlage.
Die zweit-e Methode ist die Theilungder Hoheitskechte,
so daß es gewissermaßeneinen Militarherrscherund einen

Civilhåkkschergiebt; durch die Umständegenöthigt,werden
Wir diesevVJiethodein Sachsen versuchenmüssen, Fssisher
hatte Ich,eer lebhafte Neigung für dies System« Nach den
Eindrückm Ebers die mir bei Gelegenheitder Aufstellungder

Februarbedingungen gegenüber von Schleswig-.Holsteingewor-
den, befürchte ich, daß ein solches System eine dauernde

Quell.e,VVUVerstimmungen bilden wird, eine Quelle, die län-
Aer fließendürka als die Abneigunggegen den neuen Herr-
ichekHeiwirklichannektirten Ländern.

«

Die dritte Methode endlichwäre die Zerreißung des

DIE-her»bestandenen Gemeinwesensz das haben wir
Vekichmahh ein sehr verkleinertes Hannover, Sachsen, Kur-

hessenu. s. w. Mit diesen System haben wir 1815 in

Sachsen trübe Erfahrungen gemacht. Zwar sind die an

Preußen gekommenen Theile völlig mit diesem Staate ver-

wachsen, aber in dem selbständiggebliebenen Theile hat sich
von»da ab eine entschiedeneAbneigung gegen Preußen erhal-
ten; deshalb haben wir dies System, das uns suppeditirt
wurde, diesmal völlig beseitigt,wir haben das Jnteresse der

Regierten über das der Dynastien gestellt. Es ist wahr, es

macht dies vielleicht den Eindruck der Un«erechtigkeit,aber
die Politik hat nicht die Aufgabe der Dieinesis,die Rache ist
nicht unser, sondern wir haben zu thun, was für den preußi-
schen Staat eine Nothwelldiikeit ist, und deshalb haben wir
uns durch kein dynastischesMitgefühlleiten lassen.

Was die Reichsversassnngangeht, so ist auch sie nur eine
der Formen, in der das von mir angedeutete Problem gelöst
wird. Jch gebe zu, daß sie das, theoretischgenommen, schär-
fer und richtiger thut, als unser Vundesprojekt,indem sie
die Fürsten gewissermaßenzu Unterthanen, zu Vasallen des
des Kaisers macht; diese werden aber vielmehr geneigt sein,
einein Mitverbündeten, einem Beamten des Bundes

sitechteeinzuräumen,
als einem eigentlichenKaiser und Lehns-

)errn.«
Zu der Adresse, welche von dem Hause als Antwort

auf die Thronrede an den König gerichtet werden soll, sind
von allen einzelnen Parteien in der Kammer Entwürfe ein-

gereicht worden. Da uns der Raum nicht gestattet, sie alle

mitzutheilen, und.noch nicht gewiß ist, für welcheFassung
sich die Mehrheit entscheidenwird, so werden wir erst in der
nächstenNummer die angenommene Adresse mittheilen.

Die Kommission, welche die Judemnitätsvorlage der

Regierung berathen, hat ihre Arbeiten beendigt. Sie schlägt
die Annahme der in einigen Punkten abgeändertenVor-

lage vor.

Unter den Mitgliedern der Fortschrittspartei, welche so
lange Schulter an Schulter für das, was sie zum Heile des
Vaterlandes für nothwendig halten, gekämpt haben, haben
sich Meinungsverschiedenheitenüber die einzuhaltendePartei-
taktik gezeigt, welche mit dein Austritt einiger Mitglieder aus
der Partei geendigt haben.

Gegen den Abg. Dr. Joh. Jacoby ist eine Anklage
wegen Ministerbeleidigungerhoben worden. Dieselbe soll in
der Resolution enthalten sein, welche in Königsberg s. Z.
gegen den Krieg gefaßtworden ist«

Das Neichstvahlgesetz.
Wir haben schon vor acht Tagen das ,,Wahlgesetzzum

Reichstagdes deutschenBundes« nach den Vorschlagen unse-
rer- Regierung mitgetheilt. Wir mußten es beklagen, daß
dieses Gesetz sich nur auf das nördlicheDeutschland beziehen
soll, daß also Bayern, Würtemberg,Baden und Dessen-
Dckrmstadtnoch auf eine unbestimmte Zeit von uns getrennt
bleiben sollen, denn das preußische-wie das gesammte deutsche
Volk kann auf einen festen und dauernden und durch seine
Dauerhaftigkeitsegensreichen Frieden erst von dem Augen-
blicke an rechnen, wo das ganze außeröstreichischeDeutschland
zu einer festen staatlichen Gemeinschaftmit einander ver-

bunden ist. »

Doch wir erkennen es an, daß die Regierung durch die

Thaten der jüngstenVergangenheit zwar nicht Alles, aber

dochGroßes erreicht hat. Daisan müssenwir für jetzt uns

genügenlassen, wenn zunächstnur der jetzt mit Preußen

vereinigte Theil Deutschlandseine wirklich gute Verfassung
bekommt Freilich ist zu einer guten Verfassung noch viel
mehr nöthig, als blos ein gutes Wahlgesetzz aber ein

schlechtes Wahlgesetzkann auch die sonst beste»VerfTssUUg
von Grund aus verderben. Deßhalb halten wir es daher



nicht für überflüssig,die Aufmerksamkeitunserer Leser noch

finknalauf die schon besprocheneVorlage der Regierung zu
en en.

Wir müssenvor Allem daran erinnern, daß das vorge-
schlagene Reichswahlgesetz von dem Wahlgesetze für das

preußischeAbgeordnetenhausin drei wesentlichen Punkten
abweicht. Außerdem ist aber auch die Entstehungsart eine
andere. Das letztere wurde am 30. Mai 1849 ohne Mit-

wirkung der Volksvertretungdem Lande von einer konserva-
tiven Regierung»oktroyirt;das erstere wird, den Geboten der

Verfassung gemaß, nicht eher ins Leben treten, als bis die

Volksvertretung es genehmigt hat.
Jene drei Punkte sind nun folgende:

I) 1849 galten die indirekten Wahlen für konservativ.
Die wahlberechtigtenMänner des Landes dürfen nicht unmit-
telbar nur selbstdie Abgeordnetenernennen, siedürfenvielmehr
nur Wahlmänner wählen, denen allein die Ernennung der

Abgeordnetenzusteht. 1866 dagegen verlangt die Regierung
direkte Wahlen. Für den Reichstag soll es also keine

Wahlmännergeben, wie für den preußischenLandtag, sondern
jeder Wähler soll unmittelbar den Namen desjenigen nennen,
den er zum Reichstagsabgeordneten gewähltwissen will.

2) 1849 galt es für sehr konservativ, die Wähler des
Landes nach Maßgabe ihrer Steuern in drei Abtbeilungen
zu theilen und zwar so, daß durchschnittlich47 Urwählerder
ersten Abtbeilung gerade eben so viele Wahlmänner zu
wählen haben, wie 135 der zweiten und 818 der-dritten.

Für den Reichstag dagegen hielt die Regierung es jetzt für
gerecht, daß alle Wähler des Landes, ohne Rücksichtauf ihr
Vermögen,das gleiche Wahlrecht ausüben.

3) 1849 galt es für konservat-v, die Abstimmungen da-

durch zu beaufsichtigen, daß jeder Urwähler und Wahlmann
dem Wahlkonimissarius seine Stimme laut zu Protokoll
gebenmußte. Zu Gunstendes Reichstages dagegen entsagt
die Regierung jetzt einer jeden Beaufsichtigung Die Wähler
sollen ihre Stimme schriftlich abgeben, so daß statt der

öffentlichen Abstimmung die geheime eintritt.
Wir sehen aus diesen Unterschieden, daß die Regierung

für den Reichstag in einer Weise wählen lassen will, die für
den preußischenLandtag nicht gilt, und die viele Jahre hin-
durch von unsern Konservativen für durch und durch revolu-
tionär verschrien wurde. Wir haben uns durch dieses Ge-
schrei nie irre machen lassen, sondern stets das veriheidigt,
was wir für Recht hielten, und wir lassen uns auch heut
nicht irre machen, wenn allzeit dienstfertigeKonservative jetzt
gerade das Gegentheil von dem sagen, was sie früher mit so
viel scheinbarer·Leidenschaftbehauptet hatten. Wir sehen
uns vielmehr mit ruhiger Ueberlegung erst die Sache selbst
an und urtheilen dann.

Ueber die direkten Wahlen haben wir schon vor acht
Tagen gesprochen Wir sagten, daß dieselben in einem durch-
weg freien Staate vollkomnien an ihrem Platze sind. Aber
sie haben ihr bedenkliches,wenn die Wähler nicht unbehindert
sich mit einander verständigenkönnen. Wie soll aber eine

Verständigungunter den vielen tausend Wählern eines Wahl-
bezirkesstattfinden, wenn Massenversammlungen,die dochnur

unter freiem Himmel stattfinden können,jedesmal der orts-

volizeilichenErlaubniß bedürfen, und wenn selbst kleinere

Versammlungen in geschlossenenRäumen von der Polizei
über-wachtund jedesmal aufgelöst werden können, ·wenn der

überwachendeBeamte auch nur glaubt, daß gegen irgend ein

Gesetz verstoßensei. Aber nichtnur die mündliche Verstän-
digung, auch die Verständigungdurch die Presse ist den

Wählernsehr erschwert,denn es ist keine Druckschriftdavor
sicher,daß nicht dieser oder jener Beamte irgend eine Unge-
setzlichkeitin derselben zu finden glaubt und daß er sie dann
sofort mit Beschla belegt. Wenn auch die höherenBehör-
den und die Geri tshöfe später anderer Meinung sind, so
wird die Freigebung der Schrift doch in der Regel erst dann

erfolgen, wenn die Wahlen längstvorüber sind. Deßhalb
wünschenwir, daß gleichzeitigmit dem Reichswahlgesetzein
anderes Gesetz erlassen werde, durch welches alle solche Be-
schränkungendes Versammlungsrechtesund der Preßfreiheit
aufgehoben werden, sonst möchten wir fast der indirekten
Wahl den Vorzug geben, da die wenigen Wähler eines Ur-

wahlbezirkesund die Wahlmännersich leichter unter einander
verständigenkönnen.

Es ist möglich,daß manche Bewohner unserer größten
Städte, die schon in sich selbst einen oder gar mehrere Wahl-
bezirkebilden, diese Ansicht nicht theilen. Auch mag in den

dichter bevölkerten Theilen besonders der westlichenProvinzen,
mancher Widerspruch erhoben werden. Aber man mögewohl
bedenken,daß die weit überwiegendeMehrzahl der Reichstags-
abgeordneten-zumal in den öftlichenProvinzen, in Bezirken
gewähltwerden soll, von denen die meisten nicht unter 30

und gar manche an 40 bis 50 Quadratmeilen groß sind.
Sie werden zugeben, daß in so großenWahlbezirken eine

Verständigungüber den zu wählendenAbgeordneten bei

direktem Wahlrechte nur dann von allen Schwierigkeiten
frei sein wird, wenn wir freies Vereins- und Versammlungs-
recht und volle Preßfreiheit besitzen. Außerdemmöge man

sich erinnern, daß an den weniger begünstigtenStellen unseres
Landes, wo die Ausübung des direkten Wahlrechtes selbst
unter. den gegenwärtigen Verhältnissen keine besonderen
Schwierigkeiten darbieten sollte, es ein sehr einfaches Mittel

giebt, die indirekten Wahlen in solcherWeise zu vollziehen,
daß sie dasselbeErgebnißhaben können, wie die direkten es

haben würden. Dies Mittel besteht einfach darin, daß die

Urwähler nur solcheWahlmänner wählen, von denen sie mit

Sicherheit erwarten, daß sie den für die Abgeordnetenwahl
im Voraus ihnen bezeichneten Kandidaten ihre Stimme

geben werden. Aehnlich machen es die Nordamerikaner bei
der Wahl ihres Präsidenten. Auch diese Wahl ist formell
eine indirekte; aber die Wahlmänner sind auf einen be-

stimmten Kandidaten verpflichtet, und es wird so die Wahl
in Wahrheit zu einer direkten. Sobald die llrwahlen be-

endigt siUd-Weißman in Nordamerika ganz genau, wie viel
Stimmen dieser oder jener Kaiididat bei der Hauptwahl
erhalten wird. Doch brauchen wir gar nicht so weit zu

gehen«Auch in Berlin, in Köln, in Breslau und in anderen

großenStädten, sowie in einigen ländlichenWahlbezirken
mit besonders dichter Bevölkerungfindet nach beendigten Ur-

wahlen ja gar kein Zweifel mehr über den Abgeordneten
statt, den die Wahlmännerwählenwerden»

Wenn wir aber auch Bedenken haben gegen die Zweck-
mäßigkeitder Einführung des direktenWahlrechts,so müssen
wir dochdasselbeals einen Fortschrittanerkennen, und wollen
wir nun hoffen, daß gerade die Anerkennungdes direkten

Wahlrechteswesentlichdazu beitragenmöge, die Hemmnisse
zu beseitigen, welchewir oben bezeichnethaben».

Jn Betresf der beiden anderen oben erwahnten Punkte
können wir nur sagen, daß die wesentlichenVorzüge des

vorgeschlagenenReichswahlgesetzesvor dem bestehendenP»reußi-
schen Wahlgesetzevon Niemanden geleugnet werden konnen.

Vielleicht kommen wir in der nächstenNummer darauf
zurück.
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